www.skripte.net                                  

Wirtschaftsprivatrecht II                                              2/2                                                                  4.Vorlesung

Prokura – Handlungsvollmacht – Ladenvollmacht

I) Prokura

· §§ 48 – 53 HGB

· Rechtsgeschäftlich erteilte Vollmacht im Anwendungsbereich des HGB
· Voraussetzungen nach § 48 I HGB:
· Prokura kann nur von einem Kaufmann erteilt werden
· Erteilung nur mittels ausdrücklicher Erklärung
( Prokura hat gesetzlich festgelegten weiten Umfang:

· § 49 I HGB: Prokura ermächtigt zu allen Geschäften und Rechtshandlungen, die der Betrieb irgendeines Handelsgewerbes mit sich bringt.

· § 50 I HGB: stellt den weiten Umfang der Prokura sicher und legt fest, dass Beschränkungen der Prokura gegenüber Dritten unwirksam sind
· Ausnahmen: höchstpersönliche Geschäfte des Kaufmanns (Unterzeichnung der Bilanz, Heirat, Testament) ebenso alle privaten Angelegenheiten (Miete)
· § 49 II HGB: keine Befugnis, ein Grundstück zu veräußern oder zu belasten
· § 51 HGB: Zeichnung ( Handeln in fremdem Namen
· § 52 HGB: Widerruf ist jederzeit möglich, das Arbeitsverhältnis mit dem ehemaligen Prokuristen besteht fort
· § 53 HGB: Erteilung und Widerruf der Prokura müssen ins Handelsregister eingetragen werden. Eintragung hat allerdings nur deklaratorische Bedeutung
( BEACHTE!!!: in diesem Zusammenhang § 15 HGB (Publizitätswirkung)

( Prokura – Erteilung:

Kaufmann K  erteilt seiner langjährigen Mitarbeiterin M zum 01.02.2001 Prokura und widerruft diese auf Wunsch von M  am 01.03.2002. Weder Erteilung noch Widerruf werden ins Handelsregister eingetragen. Im April 2002 begibt sich K  auf eine mehrwöchige Reise, M  fühlt sich in dieser Zeit für das Unternehmen verantwortlich. Sie erwirbt namens K  ein an das von K  betriebenen Reifen – Center angrenzende Grundstück von V  , weil K  ihr im Herbst 2001 erzählt hatte, er wolle expandieren. Dass K  diesen Plan aufgegeben hat, weiß M  nicht. Dagegen weiß sie sehr wohl, dass ihr Arbeitsvertrag Grundstücksgeschäfte verbietet, sie hält die Gelegenheit aber  für günstig.

Frage: Kann V  von K  die Zahlung des Kaufpreises in Höhe von 80.000,00 EURO verlangen, wenn dieser einwendet:

a) M  hatte keine Prokura mehr,

b) zum Geschäftsbetrieb eines Reifen – Centers gehört nicht der Kauf von Grundstücken

c) Prokuristen dürfen generell keine Grundstücke kaufen

d) der Arbeitsvertrag von M  enthalte ein ausdrückliches Verbot

Zum Fall: V  verlangt von K  80.000 EURO, aus § 433 II BGB hat er das Recht dazu

1) Nötig ist wirksamer Vertrag. K  ist zwar nicht selbst aufgetreten, könnte aber von M  vertreten worden sein.

- M gibt eine eigene Willenserklärung ab

- M  handelt im Namen des K

- M müßte im Rahmen ihrer Vertretungsmacht handeln. Problem: Ms Prokura wurde vor dem Grundstückskauf widerrufen. Der Widerruf wurde allerdings nicht ins Handelsregister eingetragen.

Zu Einwand a):

Notwendig ist eine getrennte Betrachtung von Erteilung und Widerruf der Prokura. Es geht hier nur um den Widerruf und dieser wurde nicht eingetragen. Daher kommt § 15 I HGB zum Tragen, wonach der Kaufmann, der die Tatsache hätte eintragen müssen, dies einem Dritten nicht entgegenhalten könnte.

Zu Einwand b):

K  bringt zudem vor, dass der Kauf von Grundstücken nicht zum Betrieb eines Reifen – Centers gehören. K  verkennt den weiten Umfang der Prokura nach § 49 I HGB, wonach das vom Prokuristen getätigte Rechtsgeschäft nur zu irgendeinem Handelsgewerbe gehören muß.

Zu Einwand c):

K ist der Ansicht, dass Prokuristen generell keine Grundstücke erwerben dürfen. Damit verkennt er den Wortlaut von § 49 II HGB. Wonach Prokuristen generell keine Grundstücke veräußern oder belasten dürfen (Immobiliarklausel).

Zu Einwand d):

Schließlich verletzt der Kauf den Arbeitsvertrag von M, der ein ausdrückliches Verbot sämtlicher Grundstücksgeschäfte enthält. § 50 I HGB bestimmt jedoch, dass derartige (interne) Beschränkungen Dritten gegenüber unwirksam sind.

( V hat Zahlungsanspruch gegenüber K  aus § 433 II BGB in Verbindung mit §§ 48 ff. HGB

II) Die Handlungsvollmacht

· §§ 54,55 HGB

· weniger gefährlich als Prokuraerteilung
· Unterschiede:
( Handlungsvollmacht kann auch von einem Kleingewerbetreibenden (nicht nur vom Kaufmann) erteilt werden

( kann auch konkludent erfüllt werden (Duldungsvollmacht zulässig)  <=> ausdrückliche Erklärung

( Eintragung ins Handelsregister ist nicht möglich

( Umfang vom Gesetz her begrenzt: Geschäft oder Rechtshandlung muß in einem derartigen Handelsgewerbe anfallen

( § 54 III HGB: Beschränkungen der Vollmacht sind beliebig zulässig, entfalten nur Wirkung gegenüber Dritten, wenn diese sie kannten oder kennen mußten

( § 54 II HGB: gesetzliche Begrenzung des Umfangs der Vollmacht (ausdrückliche Erlaubnis nötig für Grundstücksgeschäfte, Eingehen von Wechselverbindlichkeiten, Darlehensaufnahme und Prozessführung)

III) Ladenvollmacht

· § 56 HGB

· Im § 56 HGB ist eine Rechtsscheinvollmacht enthalten. Wer in einem Laden angestellt ist, gilt gegenüber Dritten als ermächtigt dort üblicherweise anfallende Rechtsgeschäfte zu tätigen. Das gilt unabhängig davon, ob eine Vollmacht tatsächlich erteilt wurde.

· Dadurch wird Dritten ein Nachforschen erspart und die Geschäftsabwicklung erleichtert. Voraussetzung ist, dass es sich um gewöhnliche Geschäfte handelt, die in einem derartigen Laden anfallen.
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